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Wirksamkeit und Entwicklung der Grundsätze des FGB 
und der Bestimmungen über die eheliche Gemeinschaft
Grundlagen der Familienentwicklung 
und der Familienförderung
Das FGB ist bekanntlich ein Gesetz, das nicht vom 
Konfliktfall her konzipiert ist, sondern in erster Linie 
die Entwicklung der Familienbeziehungen zum Ziel 
hat. Dieses rechtspolitische Anliegen wird vor allem 
auf folgenden Wegen rechtlich umgesetzt:
Das Gesetz bezeichnet die Familie als die „kleinste 
Zelle der Gesellschaft“ (Präambel des FGB). Damit 
wird die Notwendigkeit der Familienbeziehungen 
ebenso zum Ausdrude gebracht wie die prinzipielle 
Übereinstimmung der Interessen der Familie mit denen 
der Gesellschaft. Zugleich werden die Bedeutung der 
Familie und ihre auf die Entwicklung sozialistischer 
Persönlichkeiten gerichtete Hauptfunktion klar formu­
liert.
Davon ausgehend wird in den Grundsätzen des FGB 
die gesellschaftliche und staatliche Aufgabe festgelegt, 
die Familie zu fördern. Damit und mit Art. 38 der 
Verfassung wurden die allgemeinen Rechtsgrundlagen 
für materielle Leistungen und ideologische Einfluß­
nahme für die Aktivität der staatlichen Organe, gesell­
schaftlichen Organisationen, jedes Betriebes und je­
des Bürgers selbst zur Entwicklung der Familie 
geschaffen.
Schließlich formuliert das FGB durch verschiedenartige 
Rechtsnormen (Ziel-, Aufgaben- sowie Pflichtennor­
men mit und ohne Sanktionen) das Leitbild der sozia­
listischen Familie.
Wie wir bereits dargelegt haben/1/, baut die Familien­
politik auf diesen Bestimmungen des FGB auf und 
dient zugleich der Verwirklichung des Familienrechts 
bzw. der Verbesserung der Bedingungen für die Rechts­
verwirklichung durch die Bürger selbst. Doch das ist 
nur eine Seite des Zusammenhangs zwischen Rechts­
verwirklichung und Familienpolitik. Gleichzeitig wurde 
das Familienrecht der DDR durch die Entwicklung der 
Familien und der Familienpolitik selbst weiterent­
wickelt. Die wesentlichsten Seiten dieser Weiterent­
wicklung des Familienrechts bestehen zusammenge­
faßt in folgenden Grundaussagen:
1. Heute ist klar erkennbar, daß die Familie als 
kleinste Zelle der Gesellschaft Bestandteil der sich her­
ausbildenden sozialistischen Lebensweise ist, daß — wo­
rauf im Programm der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands hingewiesen wird — das Arbeitskollektiv 
und die Familie diejenigen Gemeinschaften sind, in 
denen sich besonders die „für die entwickelte soziali­
stische Gesellschaft charakteristische Art und Weise 
des gesellschaftlichen Lebens und individuellen Ver­
haltens“^/ immer mehr ausprägen. Die Wesenszüge 
der Familie in unserer Gesellschaft sind ebenso aus 
der sich entfaltenden sozialistischen Lebensweise abge­
leitet, können sich nur mit ihr herausbilden, wie gleich­
zeitig die sozialistische Lebensweise insgesamt eine ihr 
entsprechende Familienentwicklung notwendig mit ein­
schließt. Auch — und nicht unwesentlich — über die 
Familienbeziehungen und ihren Einfluß auf das Ver­
halten des einzelnen bildet sich die sozialistische Le­
bensweise heraus.
Im Parteiprogramm erfolgte also eine dem gesellschaft­
lichen Entwicklungsstand entsprechende gezieltere Ein-
/l/ vgl. A. Grandke/J. Gysi/K. Orth/W. Rieger, „Zur Wirksam­
keit des Familienrechts“, NJ 1976 S. 349 ff. und 476 fl.
/2/ Programm der SED, Berlin 1976, S. 53.

Ordnung der Familie in die sozialistische Gesellschaft, 
und zwar im Zusammenhang mit den Fragen der so­
zialistischen Lebensweise und der kommunistischen Er­
ziehung der heranwachsenden Generation./3/ Die starke 
Hervorhebung der notwendigen Zusammenarbeit von 
Elternhaus, Schule und Jugendorganisation bei der 
kommunistischen Erziehung der Jugend kennzeichnet 
zugleich die Erziehung der Kinder als die wesentlich­
ste Aufgabe der Familie und damit ihre Perspektive 
im Sozialismus/Kommunismus.
2. Die vom FGB gestellten Aufgaben der Familien­
förderung wurden in Inhalt und Verantwortung näher 
ausgestaltet. Die grundsätzlichen Aussagen — nur sie 
interessieren hier — sind die viel unmittelbarere Ver­
knüpfung der Frauenförderung mit der Familienförde­
rung, die Orientierung der gesellschaftlichen und staat­
lichen Aktivitäten und Leistungen schon auf die Zwei- 
Kinder-Familie, die besondere Förderung der jungen 
Ehe und Familie und — als wesentliche Vorstufe dazu — 
die Vorbereitung der Jugend auf Liebe, Ehe und 
Familie./4/ Damit vollzieht sich ein Wandel im Wesen 
der Familienförderung. Sie ist weit weniger zu verste­
hen als Hilfeleistung bei diesen oder jenen schwierigen 
Situationen, sondern Bestandteil einer umfassenden Ein­
flußnahme auf die Herausbildung sozialistischer Fami- 
lienbeziehungen.
Was die Verantwortung für die Familienförderung be­
trifft, so ist insbesondere die Notwendigkeit der Ein­
ordnung der Familienpolitik in die staatliche Leitungs­
tätigkeit der verschiedensten Bereiche, insbesondere 
der Sozialplanung, der Entwicklung des Bildungswesens 
und des geistig-kulturellen Lebens, und dabei besonders 
die Rolle der örtlichen Organe der Staatsmacht her­
ausgearbeitet worden. (Im Zusammenhang mit der 
Weiterentwicklung des Arbeitsrechts wird zu prüfen 
sein, inwieweit der Anteil der Betriebe bei der Ver­
wirklichung der sozialistischen Familienpolitik durch 
das Gesetz deutlicher gemacht werden kann.)
Insgesamt kann man feststellen, daß gegenwärtig in 
einer Vielzahl von Rechtsakten grundlegende Festle­
gungen zur Familie und Familienpolitik enthalten sind. 
Im Ergebnis ist es nicht möglich, den Entwicklungs­
stand des sozialistischen Familienrechts allein aus dem 
FGB abzulesen.
Der von den Beschlüssen des IX. Parteitags vorgezeich­
nete weitere Ausbau der Entwicklungsbedingungen für 
die Familie macht es erforderlich, zu gegebener Zeit 
für eine solche Gestaltung des FGB Sorge zu tragen, 
daß es seiner Rolle als Grundlagengesetz für die Fa­
milienentwicklung entsprechend den gesellschaftlichen 
Erfordernissen auch in Zukunft umfassend gerecht wer­
den kann. Es kommt darauf an, den wesentlichen In­
halt der Familienpolitik in konzentrierter Weise recht­
lich zum Ausdruck zu bringen, um auch günstige Be­
dingungen für die Rechtserziehung der Bürger und vor 
allem auch für die Arbeit der staatlichen Organe, der 
Betriebe und gesellschaftlichen Organisationen zur Ver­
wirklichung der Familienpolitik zu gewährleisten. Daß 
die konkreten Maßnahmen zur Familienförderung zu­
gleich in den Systemen der verschiedenen Gesetze bzw. 
Rechtszweige (z. B. im GBA für den Wochenurlaub
/3/ Vgl. Programm der SED, S. 49 f. und 53 ft.
/4/ Vgl. E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees der SED an 
den IX. Parteitag der SED, Berlin 1976, S. 115 f.; Programm der 
SED, S. 25 und 55.
Zur Rechtsentwicklung im einzelnen vgl. die Darstellung bei 
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